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 Abstract 

In this paper, we present a new way to deal with initiatives, i.e. proposals that can be 
submitted to voting by the citizens of a democracy. We call it “Assessment Voting”. 
It takes place in two rounds. Before the conclusive voting, a given number of 
randomly-chosen voters casts its votes. These voters have exercised their right to vote 
irrevocably. The results from this first round are a good assessment of the outcome to 
be expected from a voting of all citizens. Once the results of the first round are 
published, the initiative group has the possibility to withdraw its proposal. It can also 
choose to proceed, so that the remaining voters now vote in the second round. The 
results of both rounds are added for the final decision. In response to an Assessment 
Voting, initiatives may also be revised or counterproposals can be made, triggering 
a restart of the two-round voting process.  

 

 

 Zusammenfassung 

In diesem Beitrag wird eine neue Idee für den Umgang mit Volksinitiativen 
vorgestellt. Vor einer endgültigen Abstimmung über eine Initiative würde durch eine 
Abstimmung einer zufällig ausgewählten Stichprobe von Bürgern ein vorläufiges 
Ergebnis festgestellt. Die Mitglieder dieser Gruppe geben ihre Stimme endgültig ab 
(„Assessment Voting“). Das Assessment Voting liefert damit zuverlässige 
Informationen über die Präferenzen der Bürger und kann bei klaren Ablehnungen den 
Rückzug von Initiativen, oder bei anderen Ergebnissen die Erarbeitung von 
Gegenvorschlägen begünstigen.   
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1. Das Problem und ein Lösungsvorschlag 

In der Schweiz wird die zunehmende Zahl der Initiativen als Erschwernis für das 

gute Funktionieren der direkten Demokratie empfunden. Für dieses Ansteigen 

werden verschiedene Gründe angeführt. Zum Beispiel verursacht das Sammeln 

der notwendigen Unterschriften heutzutage weniger Kosten, dank neuer 

Kommunikationsmöglichkeiten und aufgrund der gestiegenen Anzahl der 

Abstimmungsberechtigten. Auch wird beklagt, dass kleine und grosse Parteien 

Initiativen immer öfter als Wahlkampfinstrument einsetzen.  

Zur Eindämmung der Initiativenflut sind verschiedene Vorschläge gemacht 

worden.3 Im Folgenden stellen wir eine neue Möglichkeit vor, wie in einer 

direkten Demokratie mit Initiativen umgegangen werden kann und wie man die 

Zahl der Abstimmungen über Initiativen begrenzen könnte.4 Dabei soll das 

Initiativrecht nicht eingeschränkt werden. Das von uns vorgeschlagene neue 

Verfahren kann auf Referenda ausgeweitet werden und kann der Demokratie neue 

deliberative Möglichkeiten eröffnen. 

Der Abstimmungsprozess bei Initiativen soll neu zweistufig erfolgen. Nachdem 

festgestellt worden ist, dass die Initiative gültig ist, wird in einer ersten Runde ein 

Assessment Voting durchgeführt. Dabei wird die Initiative einer zufällig 

ausgewählten Gruppe von Bürgern – 50‘000 oder 100‘000 Personen, zum 

3 Für vorgeschlagene prozedurale Änderungen und für inhaltsbezogene und kombinierte Massnahmen 
zur Senkung der Initiativenzahl, s. zum Beispiel Huber-Hotz (2014) oder das Dossier „Reform des 
Initiativrechts“ auf www.humanrights.ch (besucht am 16.3.2015) und Rühli und Adler (2015). Für einen 
Überblick der aktuellen Abstimmungsforschung, s. Milic et al. (2014). 
4 Zur allgemeinen Theorie von sogenannten „Experimentiergruppen“ in Demokratien, siehe Britz und 
Gersbach (2014). 
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Beispiel – zur Abstimmung vorgelegt.5 Die Mitglieder dieser Assessment-Gruppe 

stimmen dabei endgültig über die Vorlage ab: Mit der Stimmabgabe haben sie ihr 

Stimmrecht ausgeübt.6 Danach wird das Ergebnis der Assessment-Runde 

veröffentlicht.  

Nun können die Initianten entscheiden, ob sie die Initiative zurückziehen oder an 

ihr festhalten. Halten sie die Initiative aufrecht, so können sie als zweite Runde 

eine Abstimmung nach dem üblichen Verfahren verlangen, an welcher alle 

Stimmberechtigten teilnehmen – mit Ausnahme derjenigen, welche bereits in der 

ersten Runde abgestimmt haben. Die Stimmen der Assessment-Gruppe aus der 

ersten Runde werden bei der zweiten Runde dazugezählt.7 Somit wird niemand 

zweimal abstimmen, und die Stimmen beider Runden zusammen ergeben die 

definitive Entscheidung.8 

2. Vorteile des neuen Verfahrens 

Das neue Verfahren hält am Prinzip des Initiativrechts fest. Trotzdem verspricht 

es einige Verbesserungen. Mit dem Vorschlag würde im Vorfeld einer üblichen 

Abstimmung eine gut abgestützte Informationsgrundlage9 für die Chancen einer 

Initiative geschaffen, weil die Mitglieder der Assessment-Gruppe endgültig 

5 Es ist wichtig zu betonen, dass alle gültigen Entscheidungen über Initiativen oder Referenda durch alle 
Stimmbürger getroffen werden müssen. Ein Vorgehen der Art, dass eine zufällig ausgewählte Gruppe 
von Stimmberechtigten endgültige Entscheidungen treffen kann – wie es in der Geschichte der 
Demokratie vorgekommen ist und auch immer wieder diskutiert wurde – ist im von uns vorgeschlagenen 
System ausgeschlossen. Zum Zufall als Entscheidungsverfahren in Demokratien, siehe Tangian (2008), 
Buchstein (2009, 2010) und Frey und Steiner (2014). 
6 Darin unterscheidet sich unser Verfahren vom Konzept des sogenannten „Minipopulus“. Der 
Minipopulus ist eine zufällig ausgewählte Gruppe, welche sich zwar ausführlich mit einer 
Entscheidungsvorlage befasst, aber lediglich eine Entscheidungsempfehlung abgibt (s. Buchstein 
(2009)). 
7 Man könnte auch erlauben, die Mitgliedschaft in der Assessment-Gruppe abzulehnen, wenn man erst 
in der zweiten Runde abstimmen möchte. Dann würde ein neues Assessment-Gruppenmitglied zufällig 
ausgewählt.  
8 Man könnte den Mitgliedern der Assessment-Gruppe erlauben, ein zweites Mal abzustimmen. 
Allerdings könnte und würde ein solches Vorgehen den Informationsgehalt der ersten Abstimmung 
vermindern.  
9 Die Möglichkeiten und Grenzen der Informationsgewinnung durch Mehrheitsabstimmungen, wenn 
diese Informationsbeschaffung Kosten verursacht, wurden bereits in Gersbach (1995) analysiert.  
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abstimmen.10 Die harte Informationsgrundlage aus dieser Assessment-

Abstimmung könnte die Initianten einer neuen Verfassungsbestimmung dazu 

bewegen, ihre Initiative bei schlechten Erfolgsaussichten zurückzuziehen. Die 

öffentliche Diskussion darüber, ob es sinnvoll ist, Initiativen mit schlechten 

Erfolgsaussichten einer allgemeinen Abstimmung zu unterziehen, könnte diese 

Tendenz unterstützen.11 

Zudem würden die Anreize von Parteien zurückgehen, Initiativen mit relativ 

geringen Erfolgsaussichten zur Stärkung ihres Wahlkampfs einzusetzen, da sie 

nach einer klaren Niederlage in der Assessment-Runde wenig Kapital daraus 

schlagen könnten. Auf der anderen Seite eröffnet der zweistufige Prozess neue 

Möglichkeiten für Gegner und Befürworter einer Initiative, auf das Ergebnis der 

Assessment-Runde mit neuen, verfeinerten Argumenten zu reagieren. Denkbar 

wäre auch, den Initiativgegnern nach einer erfolgreichen Assessment-Runde die 

Gelegenheit zu geben, einen Gegenvorschlag auszuarbeiten. Dieser 

Gegenvorschlag könnte das Anliegen der Initiative aufnehmen, aber praktikabler 

in der Umsetzung sein. Auf diese Weise könnten die Probleme abgemildert 

werden, die sich heute bei der Umsetzung von angenommenen Volksinitiativen 

oftmals stellen.12 Darüber hinaus eröffnet Assessment Voting neue 

Möglichkeiten, da es nicht nur für Initiativen eingesetzt werden kann, sondern 

auch für Referenda – oder gar als Hilfe bei der Entwicklung neuer 

parlamentarischer Gesetzesvorlagen. 

Selbstverständlich kann das Instrument „Assessment-Gruppe“ immer weiter 

verfeinert werden. Aufgrund der Erfahrung mit ersten Assessment-Voting-

10 Das entsprechende Informationsmaterial der Gegner und Befürworter der Initiative müsste zu diesem 
Zeitpunkt bereits vorliegen.  
11 Man könnte sich auch vorstellen, dass Initiativen mit sehr schlechten Ergebnissen in der Assessment-
Gruppen-Runde zurückgezogen werden müssten. Das würde jedoch das Initiativrecht der Stimmbürger 
antasten.  
12 Dann müsste entweder die Assessment-Runde wiederholt werden oder es dürften in der zweiten 
Runde alle Stimmberechtigten abstimmen.  
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Abstimmungen kann die Anzahl der Gruppenmitglieder angepasst werden. Man 

könnte sogar darüber nachdenken, den Initianten die Möglichkeit einzuräumen, 

ihre Vorlage nach der Assessment-Abstimmung zu modifizieren, solange weder 

deren Grundlage noch die Einheit der Materie verändert werden. Eine solche 

Modifizierung würde jedoch ein zweites Assessment Voting bedingen.  

Assessment Voting kann für Initiativen von spontan organisierten Gruppen aus 

der Zivilgesellschaft ein besonderes geeignetes Instrument sein, um die Chancen 

der Initiative auszuloten, die Argumente zugunsten der Initiative gegebenenfalls 

zu verfeinern und – bei guten Erfolgsaussichten – sogar grössere Unterstützung 

durch andere Gruppen zu bekommen.  

3. Problematische Aspekte des neuen Verfahrens 

Die Einführung dieses zweistufigen Verfahrens würde die Funktionsweise der 

direkten Demokratie und die Anreize der politischen Akteure, Initiativen und 

Referenda zu ergreifen, von Grund auf verändern. Dies hätte Rückwirkungen auf 

die gesamten parlamentarischen und politischen Prozesse. Zum Beispiel sind 

folgende Punkte dabei zu bedenken: 

Der zweistufige Prozess kann mehr Zeit in Anspruch nehmen als das aktuelle 

einstufige Verfahren. Doch dem kann abgeholfen werden, indem man das 

Assessment Voting nur elektronisch stattfinden lässt und auch die dazugehörige 

Dokumentation elektronisch bereitstellt. Das würde alle Bürger von der 

Assessment-Runde ausschliessen, welche brieflich abstimmen möchten. Doch es 

sollte möglich sein, mit der Zeit jedem Mitglied der Assessment-Gruppe sowohl 

Zugang zu den elektronischen Informationen als auch zur elektronischen Urne zu 

verschaffen. Letztlich würde damit auch ein Anreiz geschaffen, elektronisch 

abzustimmen. 
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Der zweistufige Prozess kann es erfordern, denselben Abstimmungskampf 

zweimal zu führen – einmal mit Fokus auf die Mitglieder der Assessment-Gruppe 

und danach für die definitive Abstimmung. Das kann zu höheren Kosten und zu 

Verzögerungen führen. Allerdings werden durch den Rückzug von Initiativen 

auch Kosten gespart, und vielleicht hätte der zweistufige Prozess eine präventive 

Wirkung – so dass insgesamt weniger Initiativen zustande kämen.  

Man kann auch einwenden, dass ein zweistufiger Abstimmungsprozess ein zu 

grosser Bruch gegenüber der traditionellen einmaligen Abstimmung darstellt und 

dass die Mitglieder der Assessment-Gruppe zu grossen Einfluss bekommen, da 

„ihr“ Abstimmungsresultat einen Initiativen-Rückzug erwirken kann. Allerdings 

bleibt auch beim zweistufigen Prozess das Prinzip „eine Stimme pro Person“ für 

die endgültige Entscheidung gewahrt.  

Neben heiklen rechtstechnischen Überlegungen13 und den notwendigen 

rechtlichen Änderungen werden die Herausforderungen der 

Informationssicherheit besonders gross sein. Die Anonymität der Mitglieder der 

Assessment-Gruppe, zum Beispiel, muss gewahrt werden. Auch müssen die 

Resultate der ersten und der zweiten Runde zu einem endgültigen Ergebnis 

zusammengeführt und verifizierbar gemacht werden.14 

4. Schlussfolgerungen 

Mit Assessment Voting würde der direkten Demokratie ein neues Instrument zur 

Steigerung ihrer deliberativen Qualität und Effizienz zur Verfügung gestellt. 

Dieses Instrument kann die Möglichkeiten – und den Handlungsspielraum – 

dieser einmaligen Staatsform beträchtlich erweitern.  

13 Zum Beispiel muss geklärt werden, in welcher Form Assessment-Voting-Ergebnisse angefochten 
werden können.  
14 Für einen Überblick der von elektronischen Abstimmungen aufgeworfenen sicherheitstechnischen 
Problemen, s. Chaum et al. (2010).  
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In diesem kurzen Beitrag ist es unmöglich, alle Chancen und Gefahren von 

Assessment Voting in direkten Demokratien – oder gar Anwendungen in 

repräsentativen Demokratien – zu diskutieren. Dies wird in unserem aktuellen 

Forschungsgebiet vertieft erforscht.15 Doch die ersten Überlegungen sind 

vielversprechend, und es wird sich lohnen, mit Assessment Voting zu 

experimentieren.   

  

15 Zur allgemeinen Theorie von experimentellen Abstimmungen und zu alternativen 
Abstimmungsverfahren, siehe zum Beispiel Britz und Gersbach (2014) und Gersbach und Wickramage 
(2015).  
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